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Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder 


—— — 


1 er 
Inhalt des Bundesgeſetzblattes des Nord⸗ 
deutſchen Bundes. g 
Das 20te und 21te Stück des Rundes ⸗Geletz⸗ 
Wlantes pro 1870 enthält unter: 
Nr. 510. das Geſetz über die Erwerbung und den 
Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigfeit, vom 
J. Juni 1870; 
Nr. 511. das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz, 
vom 6. Juni 1870; 
Nr. 515. das Geſetz, betreffend die Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien und vie Aktiengeſellſchaften, vom 
11. Juni 1870. 


Inhalt der Geſetz⸗Sammlung. 


Kreis⸗Chauſſee von Lauban, im Kreiſe gleichen 


4 4 
Werorkaungen und Bekauntrenchungen ber 


Central⸗Behörben. 
1) Nach. der Beſtimmung im 8. 9. der Bekannt: 
machung vom 3. Juli 1867, betreffend die Steuer⸗ 
vergütung bei der Ausfuhr von inländiſchem Brannt⸗ 
wein, darf die gedachte Vergütung auch in dem Falle 
gewährt werden, wenn inländiſcher Branntwein Behufs 
ſpäterer Ausfuhr nach dem Zollvereins⸗Auslande 
zu einer Packhofs⸗Niederlage abgeführt wird, es ſoll 
aber, falls ſolcher Branntwein wieder in den freien 
Verkehr zurückgeführt wird, für denſelben eine der 
Ein angsabgabe für fremden unverſteuerten Branntwein 
gleichkommenden Steuer entrichtet werden. 
Beil! je letztere Anordnung wird in Folge eines 
eſchluſſes des Bundesraths des Zollvereins vom 


vereins zu treten ha 


1er 


14. v. Mts. dahin abgeändert, daß im Falle der 
Rücknahme des Branntweins von der Niederlage, wenn 
derſelbe nicht in den freien Verkehr des ganzen Zoll⸗ 

1 nicht der Eingangsabgabe oder der 
derſelben gleichkommende Betrag, ſondern die Uebergangs⸗ 
Abgabe zu erheben iſt. a 

Berlin, den 24. Jani 1870. 
Der Finanz⸗Miniſter. 

gez. Camphausen. 

2) Die Königlichen Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen, 
denen im Intereſſe der Staatsbeamten und zur Ver⸗ 
einfachung unſerer Verwaltung die Vermittelung von 
Aufnahmen in unſere Anſtalt obliegt, werden ſeit län⸗ 
gerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge von 
Behörden und einzelnen Perſonen in der Regel höchſt 
unvollſtändig und mit unzuläſſigen Nebeu-Anträgen bei 
ihnen eingehen, mit Correſpondenzen zur Beſeitigung der 
vorgefundenen Mängel und Beantwortung unſtatthafter 


Anträge in demſelben Maaße ungebührlich beluſtet, als 


unſere eigene Verwaltung. Wir machen daher in Fol⸗ 
gendem altes dasjenige bekannt, was bei der Reception 
in unfere Auſtalt erforderlich iſt, und bemerken dabei 
ausdrücklich, daß Abweichungen Lon dieſen Beſtimmun⸗ 
gen unter keiner Bedingung geſtattet werden können. 
Sollte alfo dagegen irgendwie verſtoßen oder irgend eine 
vorgeſchriebene Form nicht gauz genau beachtet werden, 
worüber die mit uns in Verbindung ſtehenden Königli⸗ 
chen Kaſſen und unſere Agenten ſtren.; zu wachen haben, 
jo müſſen die betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre 
Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen umſtänd⸗ 
liche Correſpondeuzen und Portokoſten verurſacht werden. 

J. Es können in die Königlich Preußiſche allge⸗ 
meine Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt nach den beſte⸗ 
henden Beſtimmungen nur aufgenommen werden (und 
zwar auch nur unter der Vorausſetzung, daß nicht etwa 
Geſundheits⸗ oder Alters⸗Verhältniſſe obwalten, die nach 
den SS. 3. und 4. unſeres Reglements überhaupt gänz⸗ 
lich von der Reception ausſchließen): 

1. diejenigen im unmittelbaren Staatsdienfte angeſtell⸗ 
ten Civilbeamten, welche nach dem Benfintsregles 
ment vom 30. April 1825 penſionsberechtigt ſind und 
daher zum Peuſiousfonds beitragen, jedoch mit der 
Maaßgabe, daß diejenigen unter ihnen, deren fixir⸗ 
tes Dienſteinkommen die Summe vou jährlich 250 
Thlr. nicht überſteigt, höchſtens eine Wiltwenpen⸗ 

ſion von 50 Thlr. verſichern dürfen; 

b. die Aſſeſſoren bei den Regierungen, den Oberge⸗ 


Ausgegeben in Marienwerder den 14. Juli 1870. 


allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten will, 
hat vorzulegen: 


a. 


— 132 


richten und den Rheiniſchen Landgerichten, auch 
wenn ſie weder Gehalt noch Diäten beziehen, ſo 
wie die bei den Auseinanderſetzungs⸗Behörden als 
Special⸗Commiſſarien dauernd beſchäftigten Oeco⸗ 
nomie⸗Commiſſarien, noch ehe ſie in den Genuß 
eines penſionsberechtigten Einkommens treten, jedoch 
alle dieſe unter b. angeführten Beamten nur mit 
der Verſicherung einer Wittwenpenſion von höchſtens 
100 Thlr., vorbehaltlich einer künftigen Erhöhung 
derſelben für den Fall, daß ihnen ſpäter die Pen 
ſions⸗Berechtigung beigelegt werden ſollte; 


. die im eigentlichen Seelſorger⸗Amte, ſowohl unter 


Königlichen als unter Privat⸗Patronaten angeftell- 
ten Geiſtlichen; 

die an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden 
Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, ſowie an 
höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtell⸗ 
ten wirklichen Lehrer; nicht aber auch die Hülfs⸗ 
lehrer ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen 
Klaſſen derſelben, welche als eigentliche Elementar⸗ 
klaſſen nur die Stelle der mit jenen höheren Unter⸗ 
richts⸗Anſtalten verbundenen Elementarſchulen er⸗ 


ſetzen; 


. bie Profeſſoren bei den Unſverſitäten, wenn fie mit 


einer fixirten Beſoldung angeſtellt find; 
die reitenden Feldjäger. 

Außerdem ſind zwar noch einige andere Beamten⸗ 
klaſſen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitrittsfähig, 
dieſe befinden ſich jevoch uns gegenüber in einer 
ganz beſonderen Ausnahmeſtellung und werden nie⸗ 
mals von unſern Agenten oder den Königlichen 
Regierungs-Hauptkaſſen, ſondern zum größten Theil 
von ihren eigenen, mit unſern Aufnahme⸗Beſtim⸗ 
mungen vollkommen bekannten Behörden zur Recep⸗ 
tion bei uns angemeldet. Es bedarf daher hier 
nicht weiter ihrer Erwähnung. | 

ll. Wer nun hiernach der Königlich Preußiſchen 


ein Atteſt feiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu 
einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu J. a. 
ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsbeitrags⸗ 
pflichtiges Gehalt und event. zu welchem jährli⸗ 


chen Betrage beziehe, zu I. b. wegen der Oeconomie⸗⸗ 


Behörde dauernd beſchäftigt ſei, zu I. d. dagegen 
darüber, daß er zu den nach der Allerhöchſten Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 17. April 1820 receptionsfähigen 
Lehrern gehöre. Ausgenommen ſind hierbei nur 
die Geistlichen und die bei den Regierungen und 
Obergerichten oder anderen Landes⸗-Collegien als 
wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten, da 
dieſe über ihre Stellung keines beſonderen Nachwei⸗ 
ſes bedürfen. 

Heitaths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle 
ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben das 
Verhältniß des Beamten oder Lehrers, welches ihn 


Commiſſarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs 
nach den obigen Beſtimmungen zur Aufnahme in 


unſere Anſtalt berechtigt, beſonders und beſtimmt 
ausgedrückt, auch event. das penſionsbeitragspflich 
tige Dienſt⸗Einkommen des Beamten ad I. a. an⸗ 
gegeben iſt. Verſicherungen, welche die Recipienden 
ſelbſt über ihre Stellung abgeben oder einfache Be⸗ 
ſcheinigungen einzelner Behörden: „daß N. N. be⸗ 
rechtigt oder verpflichtet ſei, der Königlichen all⸗ 
gemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beizutreten“ 
können uns niemals genügen, da wir dieſe Berech⸗ 
tigung oder Verpflichtung auf eigene Verantwortung 
ſelbſt zu prüfen haben. 4 


b. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen 


Copulationsſchein. 

Die in dieſen Documenten vorkommenden Zah⸗ 
len müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben fein und 
die Vor⸗ und Zunamen beider Eheleute in den Ge⸗ 
burtsſcheinen müſſen mit den Angaben des Copula⸗ 
tionsſcheins ſo genau übereinſtimmen, daß die 
Identität der Perſonen durchaus keinem Zweifel 
unterliegt, der ſonſt anderweitig auf glanbhafte Weiſe 
zu heben ſein würde. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der 
Geburtszeit ſind ungenügend; find aber ſolche Au⸗ 
gaben im Copulationsſcheine vorhanden, ſo können 
ſie als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts⸗ 
Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in der⸗ 
ſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe voll⸗ 
zogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und 
Geburts» Angaben ausdrücklich auf Grund der Kir⸗ 
chenbücher einer und derſelben Kirche gemacht wer⸗ 
den. Sollte in beſonderen Fällen es nicht möglich 
fein, einen Geburtsſchein zu erhalten, und dieſe 
Unmöglichkeit beſcheinigt oder wenigſtens wahrſchein⸗ 
lich gemacht werden, ſo muß das Alter durch gül⸗ 
tige Atteſte ſeit der Zeit der Confirmation, durch 
glaubwürdige Beſcheinigung der Eltern oder Tauf⸗ 
zeugen, durch gerichtliche Vormundſchafts⸗Beſtel⸗ 
ſungen, worin das Alter der aufzunehmenden Ehr⸗ 
leute angeführt wird, durch Documente, welche 
geraume Zeit vor beantragter Reception im Druck 
erſchienen ſind, oder ſonſt durch andere, allenfalls 
durch das suppletorium zu bekräftigende Mittel 
erweislich gemacht werden. 

Einer gerichtlichen Beglaubigung der Kirchenzeug⸗ 
niſſe bedarf es nicht mehr, wohl aber muß der 
Unterſchrift des Ausſtellers das Kirchenſiegel deut⸗ 
lich beigedruckt fein. Auch find dieſe Documente 
ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es nachgelaſſen, 
für Ausfertigung eines jeden ſolcher Zeugniſſe kirch⸗ 
liche Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 
7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. , 

Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung 
der Mitgliedſchaft bei unſern Akten verbleiben müf⸗ 
ſen, ſo iſt denjenigen Recipienden, die ſie etwa auf 
Stempelpapier einreichen und alſo ſpäter auch zu 
anderen Zwecken als zum Einkauf in unſere An⸗ 
ſtalt benutzen können, ganz beſonders anzurathen, 
von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die 


Originalien, ſondern ſtempelfreie beglaubigte Ab⸗ Haupt⸗ oder Inſtitutenkaſſe, 
ſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrück. Commiſſarien bewirken will, 
lichen Vermerke des virimirenden Beamten, daß den trag 


Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. Je 
denfalls befigen wir keine Arbeitskräfte, um ſpä⸗ 
ter auf Verlangen einzelner Intereſſenten beglau⸗ 
bigte Abſchriften der bei unſern Akten beruhenden 
Attefte ertheilen zu können. 

e. Ein ärztliches, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in fol 
gender Faſſung: 

„Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine 
Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten 
Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwind⸗ 
ſucht, Waſſerſucht, noch einer andern chroniſchen 
Krankheit, vie ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch 
bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſei 
nes Alters bei Kräften und fähig iſt, ſeine Ge 
ſchäfte zu verrichten.“ 
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oder durch einen unſerer 
hat an dieſelben feinen An⸗ 
und die zu II. genannten Documente vor dem 1. 
April oder 1. Oktober ſo zeitig einzureichen, daß ſie 
ſpäteſtens bis zum 15. März oder 15. September von 
dort aus bei uns eingehen können. Anträge, welche 
nicht bis zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin 
nicht vollſtändig belegt worden ſind, werden von den 
Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und 
können nur noch ſpäteſtens bis zum 1. April oder 1. 
Oktober in portofreien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt 
eingeſandt werden. 

In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine 
werden keine Receptions⸗Anträge angenommen und keine 
Aufnahmen vollzogen. 

IV. Den zu II. genannten Atteſten find womög⸗ 
lich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden halb⸗ 
jährlichen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarif zu 
dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht berechnet 


Diefes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern werden können. Dieſer Tarif iſt im Verlage der hie⸗ 


unſerer Anſtalt, oder, 
ſind, von vier anderen 
dahin befräftigt werden: 


wenn ſolche nicht vorhanden 


„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und ments 


fie das Gegentheil von dem, was der Arzt atte⸗ 
ſtirt habe, nicht wiſſen.“ 
Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, ſo iſt noch 


außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, dahin lautend: 


bekannten redlichen Männern ſchienen und iſt alſo 


Decker'ſchen Geheimen Ober⸗Hofbuchpruckerei er⸗ 
Jedermann zugänglich. Bei Be⸗ 
rechnung der Alter iſt jedoch der §. 5. unſeres Regle⸗ 
zu beachten, wonach einzelne Monate unter Sechs 
gar nicht, vollendete Sechs Monate aber und darüber 
als ein ganzes Jahr gerechnet werden. 

Stundungen der erſten Beiträge eder einzelne Theil⸗ 
zahlungen zur Tilgung derſelben ſind unſtatthaft, und 


ſigen 


„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder 


das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter keinen Um» 
keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, ſtänden eine Reception bewirkt werden. 
Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzunehmen V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu ver⸗ 
den oder der Frau deſſelben ſei.“ f ſichernden Peuſion betrifft, ſo haben hierüber nicht wir, 
Dieſes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, ſondern die den Recipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden 
von einem Gerichte oder von der Ortspolizei⸗Behörde zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im Allgemeinen 
ertheilt werden; bei den Geſundheits⸗Atteſten für auf bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen 
zunehmende Gensd'armen ſind jedoch ausnahmsweiſe Verordnungen die Penſion mindeſtens dem fünften Theile 
auch die Certifikate von Gensd'armerie-Offizieren zu⸗ des Dienſteinkommens gleich ſein muß, wobei jedoch zu 


läſſig. 

Das ärztliche Atteſt ſelbſt können wir nur von einem 
approbirten praltiſchen Arzte oder von einem Kreis 
Wundorzte annehmen. Wundärzte I. Klaſſe, die nicht 
im Staatsdienſte angeſtellt ſind, dürfen dergleichen 
Atteſte nur dann ausſtellen, wenn uns zugleich von 
der Ortsobrigkeit beſcheinigt wird, daß an ihrem 
Wohnorte zur Zeit ihrer Niederlaſſung daſelbſt ein 
zum Doctor promovirter praktiſcher Arzt nicht anſäſſig 
geweſen. 

Das 
fifat dürfen nie vor 6 l 
datirt ſein, je nachdem die Aufnahme zum 1. Aprii 
oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und die oben vorgeſchrie⸗ 
bene Form muß in allen Theilen Wort für Wort ganz 
genau beobachtet werden. 5 

III. Die Aufnahme⸗Termine find, wie eben ange 

deutet, der 1. April und 1. 

Wer alſo nach L zur Reception berechtigt oder 

verpflichtet iſt und dieſe durch eine Königliche Regierungs⸗ 


Atteft, die Zeugen-Ausſagen und das Certi⸗ 


dem 16. Januar oder 16. Jull 


Oktober eines jeden Jahres. 


berückſichtigen iſt, daß die Verſicherungen nur von 25 
Thlr. bis 500 Thlr. inel., immer mit 25 Thlr. ſtei⸗ 
gend, ſtattfinden können. 

VI. Bei ſpäteren Penſions⸗Erhöhungen, vie je 
doch in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. ſ. 
w. als ganz neue, von den älteren als ganz unabhängige 
Verſicherungen und nur in ſofern mit dieſen gemein⸗ 
ſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die 
Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. und 500 Thlr. 
nicht uberſteigen darf („f. I. a. und b.), iſt die aber⸗ 
malige Beibringung der Kirchenzeugniſſe nicht erforder⸗ 
lich, ſondern nur die Anzeige der älteren Neceptions⸗ 
Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges Geſundheitsatteſt 
und, wenn die zu I. a. and b. bezeichneten Grenzen über⸗ 
ſchritten werden ſollen, ein amtliches Atteſt über die ver⸗ 
änderte Stellung und Beſoldung, ſo wie über die etwa 
erlangte Penſions⸗ Berechtigung. Auch die Beträge der 
Erhöhungen müſſen wie die erſten Verſicherungen durch 
25 ohne Bruch theilbar ſein. 

VII. Nach dem Geſetze vom 17. Mai 1856 wer⸗ 


den nicht mehr Goldſummen, ſondern nur noch Gum: 
men in Silbergeld verſichert, fo wie auch die halbjähr⸗ 
„lichen Beiträge nur noch in Silbergeld berechnet werden. 

VIII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗ 
Docennente ſtets förmlich und rechtsgültig über die erſten 
halbjährlichen Beiträge quittiven, fo werden beſondere 
Quittungen über dieſelben, wie fie ſehr häufig von uns 
verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. 

Berlin, den 29. Januar 1859. 

General⸗ Direction 
der Königl. allgemeinen Wittwen Verpflegungs⸗Anſtalt. 

3) Sobald auf Briefen nach Ruß land der 
Beſtimmungsort in Ruſſiſcher Schrift ausgedrückt 
iſt, empfiehlt es ſich, daß der Abſender denſelben noch 
in Deutſcher oder Sranzdfifcher oder Eng: 
liſcher Schreibweiſe hinzufügt, da die Ruſſiſchen 
Schriftzüge den Norddeutſchen Poſtanſtalten nicht hin⸗ 
länglich bekannt ſind. — Es iſt ferner weſentlich, 
daß bei den nach mittleren und kleineren Orten 
in Rußland gerichteten Briefen die Lage des Beſtim⸗ 
mungsorts durch zuſätzliche Angabe des Gouvernements 
außer Zweifel geſtellt werde. 

Berlin, den 2. Juli 1870. 

General⸗Poſt⸗ Amt. 

In Vertretung: Wolff. 
Verordnungen und Bekanntachungen der 
»roviunal: Behörden. 

A) Auf Grund unſerer Verordnung vom 24, 
Januar 1852 sub Nr. 1. ad ce, (Anitsblatt Seite 14.) 
machen wir den Erlaß der Feuer⸗Ordnung für 
die Stadt Gollub vom 25. Juni 1868, abge⸗ 
druckt in Nr. 34. des Kreisblatts des Königlichen 
Landraths⸗Amtes zu Strasburg, mit dem Bemerken 
hierdurch bekannt, daß wir die in Tit. I. sub A, 
vorkommende Androhung einer Geldſtrafe bis zu 
10 Thlru. genehmigt haben. 

Marienwerder, den 7. Juli 1870. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

5) Dem titulirten Beſitzer des Grundſtücks 
Marceſe Nr. 28. des Hypothekeubuchs ſoll eine Grund⸗ 
ſteuer⸗Entſchädigung von 4 Thalern 2 Sgr. 5 Pf. 
nebſt 25 Sgr. 8 Pf. Zinſen gezahlt werden. 

Friedrich Scheimann hat durch Beſcheinigung der 
Gemeinde⸗Behörde nachgewieſen, daß er das gedachte 
Grundſtück eigenthümlich beſitze. 

Den Nachweis, daß der Beſitztitel für ihn in 
dem Hppothekenbuche des bezeichneten Grundſtücks 
umgeſchrieben iſt, hat er bisher nicht zu ſühren ver⸗ 
mocht. Wir fordern daher gemäß §. 33. der Anwei⸗ 
ſung vom 17. März 1867 für das Verfahren zur 
Feſtſtellung und Auszahlung der Grundſteuer⸗Ent⸗ 
ſchädigungsbeträge (außerordentliche Beilage zu Nr. 38. 
des Amtsblatts pro 1867) alle diejenigen, welche ein 
beſſeres Recht auf das Eigenthum des betreffenden 
Grundſtücks und in Folge deſſen auf die für das 
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Redigirt im Bureau der Königlichen Meg erung. 


letztere feſtgeſtellte Gr undſteuer⸗Entſchädigung als ber 
genannte Entſchädigung sberechtigte zu haben vermeinen, 
auf, die desfälligen Aniſprüche binnen einer präkluſivi⸗ 
ſchen Friſt von acht Vochen ſeit dem Tage der Aus⸗ 
gabe des Amtsblatts bei der unterzeichneten Regierung 
entweder unmittelbar oder durch Vermittelung des 
Landraths⸗Amts hierſelbſt geltend zu machen. 

Werden dergleichen Anfprüche in der vorbezeich⸗ 


neten Friſt nicht erhoben, fo iſt alsdann die Legitimation 


des Friedrich Scheimann als Entſchädigungsberechtigter 
als geführt zu erachten. 

Marienwerder, den 7. Juli 1870. 

Königliche Regierung. 
Abtheilung für directe Steuern, Domainen u. Forſten. 
i 6) Das Kreis⸗Phyſtkat des Kreiſes Heiligenbeil 
iſt erledigt und werden qualiſtzirte Bewerber aufge⸗ 
fordert, ſich unter Einreichung ihrer Zeugniſſe und 
eines ſelbſtgeſchrichenen Lebenslaufes innerhalb ſechs 
Wochen bei uns zu melden. 

Königsberg, den 4. Juli 1870. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

7) Die Kreis⸗Wundarztſtelle des Kreiſes Octels⸗ 
burg mit dem Wohnſitze in dem mit einer Apotheke 
verſehenen Kirchdorfe Musguth iſt durch den Tod 
ihres bisherigen Inhabers erledigt. 

Qi.ullifizirte Bewerber werden baher aufgefordert, 
ſich unter Einreichung der erforderlichen Atteſte inner⸗ 
halb 4 Wochen bei uns zu melben. 

Königsberg, den 24. Juni 1870. 

Königliche Reglerung. Abtheilung des Innern. 

„ 8) Die Station Gelſenlirchen der Cöln⸗Mindner 
Eiſenbahn iſt mit dem 15. Juni d. J. in den Ruſſiſch⸗ 
Rheiniſchen⸗ und den Oſtdeutſch⸗Rheiniſchen⸗Verband⸗ 
Güter⸗Verkehr als Verbandſtation mit direkten Sätzen 
anfgenommen worden, jedoch nur für die Beförderung 
von Gütern der ermäßigten Klaſſe II. B. und C. im 
Nuſſiſch⸗Rheiniſchen⸗, und II. C. und D. im Oſtdeutſch⸗ 
Rheiniſchen⸗Verband⸗Güter⸗Vertehr. 

Außerdem ij vom J. Juli d. J. ab zwiſchen 
ſämmtlichen Verband: Stationen im Oſtdeutſch⸗Rheini⸗ 
ſchen⸗Güter⸗Verkehr mit Ausſchluß von Bielefeld und 
Braunsberg ein Spezialtarif mit direkten Sätzen für 
die Beförderung von „Phosphorit“, gemahlen und 
ungemahlen in Quantitäten von 200 Centner und 
darüber, ſoweit ſolche durch 200 theilbar find, einge: 
führt; Quantitäten von 100 bis 200 Centner unter⸗ 
liegen dagegen der Tarif Klaſſe II. D. 

Der betreffende Tarif⸗Nachtrag IV. kann auf 
den Verbands⸗Expeditionen eingeſehen werden. 

Bromberg, den 27. Juni 1870. 

Königliche Direction der Oſtbahn. 
Perſonal⸗Gbronik. 

9) Der Kreis⸗Phyſikus, Sanitäts⸗Rath Dr, 
Danziger zu Goldberg, Regierungs⸗Bezirk Liegnitz, 
iſt in gleicher Eigenſchaft nach Thorn verſetzt. 

—— 
8.) 
Druck der Kanter'ſchen Hofbuchdruckcrel. 


